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Halte- SStädtiſcher Verkauf von Keks
in der Talamtſchule, am Dienstag, den 24. Febr.
1920. Zugelaſſen zum Eindauf werden die Jn
haber der Lebensmittelſcheine mit den Num-
mern 27 500 bis zurück 25 001 vormittags von
s bis 12 Uhr. die Jnhaber der Nummern
25 000 bis zurück 22 501 nachmittags von 2 bis
6 Uhr. Für jede Perſon eines Haushaltes wird
ein Paket Keks zum Preiſe von 60 Pf. abge
geben. Der neue Lebensmittelſchein iſt vor
zulegen. Abgezähltes Geld ift bereitzuhalten.

Städtiſcher Verkauf von Speiſedl im Anſchluß
an die Reßfettrerteilung

in der Talamtſchule. am Dienstag den 24. Fedr.
1920. Zugelaſſen zum Einkruf werden die Jn
haber der alten Lebensmittelſcheine mit den
Nummern 656 501 bis 58 000 vormittags von
s bis 12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern
58 001 bis 60 000 nachmittags von 2 bis 6 Uhr.
Für jede Perſon eines Haushaltes werden 50
Gramm zum Preiſe von 85 Pf. abgegeben. Der
al t e Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Ge
fäße ſind mitzubringen Abgezähltes Geld iſt
bereitzuhalten.

Städtiſcher Verkauf von Kerzen
tn der Talamtſchule, am Dienstag den 24. Febr.
1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jn
haber der Lebensmittelſcheine mit den Num-
mern 18 000 bis gurſet 13 501 vormittags von
8 bis 12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern
13 500 bis zurück 9001 nachmittags von 2 bis
6 Uhr. Es werden an diejenigen Haushalte,
welche in ihrer Wohnung keine elektriſche Licht-
anlage haben, drei Kerzen zum Preiſe von 60
Pfennig für das Stück abgegeben. Der neue
Lebensmittelſchein, in dem vie Abgabe der Ker
zen vermerkt wird, iſt vorzulegen. Für Un-
regelmäßigkeiten beim Bezuge gelten die geſetz
lichen Strafbeſtimmungen. Abgezähltes Geld
iſt bereitzuhalten.

Bei einer genanen Unterſuchung hat ſich eine
ſo ſchlechte Beſchaffenheit des Bohlenbelags der
Fahrbahn der Peißnitzbrücke ergeben, daß er von
Fuhrwerken und Reitern ohne Gefahr nicht
mehr benutzt werden kann. Die allgemeinen
wirtſchaftlichen Verhältniſſe geſtatten eine Er-
nenerung des Bohlenbelags zuxzeit nicht. Um
Unfälle zu vermeiden, wird daher die Peißnitz
brücke bis auf weiteres für den Wagen und
Reitverkehr geſperrt.

Anordnung über das Schlochten von Ziegen-
mutter- und Schaflämmern.

Auf Grund des t a der Bekanntmachung des
Steſlvertreters des Reichskanzlers über ein
Schlachtverdot für trächtige Kühe und Sauen
vom 26. Auguſt 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 515)
wird hierdurch folgendes beſtimmt

s 1. Die Schlachtunn aller Schaflämmer und
Ziegenmutterlämmer. die in dieſem Jahre ge
boren ſind oder geboren werden, wird bis auf
weiteres verboten.

Das Verbot findet keine Anwendung auf
Schlachtungen, die erfolgen, weil zu befürchten
iſt. daß das Tier an einer Erkrankung verenden
werde, oder weil es infolge eines Unglücksfalls
ſofort getötet werden muß. Solche Schlachtun-
gen ſind innerhalb 24 Stunden nach der Schlach-
tung der für den Schlachtungsort zuſtändigen
Ortspolizeibehörde anzuzeigen.

8 3. Ausnahmen von dieſem Verbote fönnen
aus dringenden wirtſchaftlichen Gründen vom
Landrat, in Stadtkreiſen von der Ortspolizei
behörde zugelaſſen werden.

C 4 Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anord
ordnung werden gemäß S 5 der eingengs er-
wähnten Bekanntmachung mit Geldſtrafe bis
zu 1500 Mk. oder mit Gefängnis bis zu drei
Monaten beſtraft.

g 5. Die Anordnung tritt mit dem Tage ihrer
Bekanntmachung im Deutſchen Reichs und
Preußiſchen Staatsanzeiger in Kraft.

Berlin, den 28. Januar 1920.
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen

und Forſten.
Braun.

Den Eehelenten Kurt und Marie Raſt,
Schillerſtraße 17, iſt auf Grund der Verordnung
vom 23. September 1915, betr. die Fernhaltung
un zuverläſſiger Perſonen vom Handel, die
übung des Milchhandels verboten worden.

Halle, den 18. Februar 1920.
Die Polizeiverwaltung.

Aus-

Jn JEin und Verkauf von Altmetallen, ohne das
i erforderliche, geſetzlich vorgeſchriebene

ter Zeit betreiben viele Perſonen den

ierzu8 äftsbuch (Trödelbuch) zu führen. Es wird

daher nochmals darauf hingewieſen. daß der
el mit Altmetallen zum Trödelhandel ge

ört und daß bei Ausübung dieſes Handels das
rödelbuch zu führen iſt. im Einkauf außer

halb Halles iſt außerdem ein Wandergewerbe
ſchein erforderlich. Zuwiderhandlungen werden
beſtraft.

Halle, den 17. Februar 1920.
Die Polizeiverwaltung.

Wegen Reupflaſterung und Gleisumban wird
die Ranniſcheſtraße vom 23. d. M. bis auf wei
teres für den Fahr und Reitverkehr geſperrt.

Halle, den 20. Februar 10920.
Die Polizeiverwaltung.

Jn den Tageszeitu erſcheinen neuer
dings Anzeigen von Fuhrleuten und Kohlen
kleinhändlern, nach welchen Briketts in jeder
Menge geliefert werden. Dieſe Anzeigen ſtehen
in offenſichtlichem Widerſpruch zu den tarſäch-
lichen Verhältniſſen, im Mibderſpruch zu der
herrſchenden Kohlenknappheit und ſind geeignet,
in Verbraucherkreiſen falſche Auffaſſungen zu
verbreiten undreh r ermachung über die Kohlenverſorgung für die
Zeit vom 1. Mai 1919 bis 30. April 1920 vom
24. April 1919 und auf den Bericht über den
Stand der Kohlenverſorgung zur Sitzung des
Reichskohlenrates am 14. Februar 1920 hinge-
wieſen.

Halle, den 20. Februar 1920.
Der Magiſtrat. Ortskohlenſteſſe.

Unter Bezugnahme auf die Veröffentlichung
vom 6. d. M. betr. Brennholz- Verſorgung wird
bekanntgegeben, daß fortan für die Abfuhr und
das Abladen des Brennholzes der Betrag bis
zu 1,50 Mk. (bisher 1 Mk.) für den Zentner be
rechnet wird.

Halle, den 20. Februar 1920.
Der Magiſtrat. Ortskohlenſtelle.

Erſcheint jeden Werktag nachmittags.

Anzeigen bis morgens 9 Uhr erbeten, größere tags vorher.
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Schriftleitung

Halle (Saale), Harz 42-44.
Fernruf 1045.

Sprechzeit: Nur werkkags

von 12 bis 1 Ahr mittags.

z 2Anzeigenpreis 30 Pf. für Millimeter Höhe u. Spalte; 90 Pf.
für Reklame, anſchließend an den dreigeſpaltenen Textſeitenteil.

Bei der am 17. u. 18. Febr. 1920 ſtattgefundenen z

Handelskammerwahl
ſind zu Mitgliedern der Handelskammer auf die
Jahre 1920 bis 1925 im 1. Wahlbezirk (Stadtkreis
Halle und Saalkreis) gewählt worden für die
Wahlagruppe Jnduſtrie:

Herr Manrermeiſter und Tiefbauunternehmer
Otto Katzſche,

Wahlgruppe Bergbau:
Herr Vergmeiſter, Generaſdirekter Ludwig
Hoffmann,

Wahlgruppe Großhandel:
Herr Stadtr. a. D. u. Kaufm. Karl Probſt,
Herr Generalggent Herm. Gittermann,
Herr Kaufmann Rudolf Purſche,

Wahlgruppe Kleinhandel:
Herr Kaufmann Leo Broskowski,
Herr Kanfmann Richard Heinze,

ſämtlich wohnhaft in Halle.
Etwaige Einſprüche gegen die Wahlen ſind gemäß

F 15 des Geſetzes über die Handelskammern inner
halb zweier Wochen, vom heutigen Tage an ge-
rechnet, bei uns anzubringen.

Halle, den 21. Febrnar 19290.
C e Handelskammer:

Dr. Steckner. Manſchewski.

wie folgt feſtgeſetzt:

vormittägs von 6 bis 8 Uhr,
mittags 1abends S 11Außerhalb dieſer Zeiten darf dem Rohr

netz Gas nicht entnommen werden.
Halle, den 23. Februar 1920.

Der Magiſtrat.

Dr. Pfahl. s560

Verbeſſerung der Gasabgabe.

Mit ſofortiger Wirkung werden bis auf
weiteres die Gasabgabezeiten anderweit

Verſteigerung von Rutz- und Vuſchhoh.

den 26. Februar 1920, vor
mittags 10 Ahr, ſoll auf der Peißnitz
Nugzholz, hauptſächlich Eiche Rüſtern und
Buſchholz, öffentlich meiſtbietend gegen ſo
fortige Bezahlung verſteigert werden. Treff

Donnerstag DEEIIIIIIIIETöpſe u. alte verbroehene Gegenstände inr Efloon u. Emma werden repariert bei
Autogen SehweisseH. Richter, sedie-eerer h

Gr. Gosenstrasso am Volkspark.
Nachlaßverſteigerung.

Osendortf, Haugtſtr. 22, iſt auf

»unkt: Peißnitz Reſtaurant.

S Delitzsch.
Lebensmittelausgabe.

Butter vom Dienstag den 7. d. M. an.
25 Gramm für 65 Pf. ferflocken oder Teig
waren Freitag, den 27. d M. in allen Verkaufs
ſtellen auf Abſchnitt 71 je Pfund Haferflocken
für 50 Pf. oder Pfund Teigwaren für 60 Pf.
Kartoffeln: 10. Woche, 5 Pfund, das Pfund für
16 Pf. Marmelgde: Mittwoch, den 25. d. M.,
bei den Gruppen 6, 1 und 2 auf Abſchnitt Nr. 70
M Pfund für 1,85 Mk. Nährmittel: auf

dilchkarten für Kinder bis zu zwei Jahren
wöchentlich je Pfund in den bekannten Bäcke
reien. Margarine: vom Dienstag den 24. d. M.
an, auf Butterkarten je 100 Gramm für 1,66
Mark.
Delitz ſch, den 21. Februar 192.

*4670 Der Magiſtrat.
Ausländiſches Mehl.

Diejenigen Kleinhändler, für die ein Bahn-
verſand nicht in Frage kommt, haben das auf
Abſchnitt Nr. 7 der gelben Lebensmittelſcheine
zur Verteilung gelangende h
umgehend bei der Lebensmittelverteilungsſtelle
Delitzſch. Berliner Straße 17. abholen zu laſſen.

Delitz ſch, den 17. Februar 1920.
Der errttr

von Manteuffel, Landrat.
Der Bäckereibetrieh des Bäckermeiſters Auguſt

Turich, hier, Zſchernaſſe Nr. 12. bleibt bis auf
weiteres geſchloſſen.

Delitzſch den 209. Februar 1620.

ws Vferdeſtal

oder Rieberlage,

J mieten geſucht.ermittlung angenehm.

Der Magiſtrat. S

gleich welche Größe ſofort

zreitesir. 6. Tel. 4377.

verſchoben worden.

Rechtsanwalt Dr. Gaze.

Die Verſteigerung des Nachlaſſes Sechmeill,

Dennerstag, den 26. Februar, nachmittags 3 Uhr,
8565

Am I. Apriltritt das neue Tabaksteuergesetz in
daber niemand seinen Bedarf in

eken,
Proilsorhöhungen,.

Waren bietet Ihnen die Gel

Te]. 464.

aft. Versäume
Ugrrren ieretien und tedahen

o neue Steuer bringt Kolossale

Unter grosses Lager in villigen Qualitäts-
nheit,

Ihren Bedarf auf Zeit zu decken und bitten
wir, um Lagerbaesueh.

Agurren Zentrale, Sangerhausen,
Eoke Hättonstr. u. Regelsgasse.

Todesanzeige.
Am Freitag, den 20. z abends 9 Uhr,entſchlief u geem,

ann, unſer treuſorgenderVater,
Bruber, Schwager und

Alfred Dletze
I in noch nicht vwollendetem 47. Lebensjahre.

Halle (Saale), den 21. Februar 1920.
S Die trauernden Hinterbliebenen
Anna Dietze geb. Kanltz nebſt Kindern.

nachmittags hr, auf dem S

Alle Partelschriften empf. d. Folkrhuckhandun.

chwerem Leiden mein

nkel, der Kernmacher

Die in findet Jene 24. Februar,
J. dfriedhof ſtatt.

Nach kurzem, ſchwerem Krankenlager ent
in beſten Qualttäten J ſchlief am Freitag unſer liebes Ehrenmitglied,und pracſvallen Muſtern varjer ngladeiger 1. Voſendes, l

Anzy SchäferhundHerren Anzüge elanten 9
tn großer Ausweaßl. BDeyen hoher J elohnung W eugeben eCoverevats ren ar.für Damenkoſtüme Wer tanſc h 7 er e F7e7 cj Vereins geſtanden un n r größtenostümstoffe ſzine Wonrmg (Stube. Aufopferung geleitet. Wir werden n ein

meine in Magdeburg. O
nach hier, Auguſtaſtr. 18
Gebhardt.

billig es76 Kammer, Küche hier. ff.

8572

ehrendes Andenken bewahren,

Ruhland
TZuchhaundlung

3

Ate Sorten

Kein La den.
e e re S S Cebr. Danglewſtz,

Fiseherplan 2, Tel. 1178
i r

r Felle,
Häute, Tierhaare

und Wolle
kaufen zu Höchstnreisen

Ecter Kyutohaſ,

rantkert reiner Blätter
abak, Rordhäufer Beize,

in n feſten Rollen:
480 Aellen à B. t6e,

500 Bolen M
20 Proderohen à 110,

ab dier geg. Nachnahme.
Garantie für tadel

Ware. vW. Hentrioih,
Wahdren i. S. 21.

Hacken, Spaten und
arken billig zu verkapf.ge Kl. Sandberg 20.

Arhelterstann

oäer

Auf gesunde Art.
Und etwas über moderne

S8Säuglin sergiehung.
Preis 90

Zu bdegiehen dureh die
Volkeuddhandleag.

loſe
45671

und kheoldrt

III
gtark famſentuwachs?

Porto 16 P.

Geſangverein Liederkranz.

Der ralhs.
Zurückgekehrt vom Grabe meiner lieben Frau,

M unſerer treuſorgenden lieben Mutter ſagen wir
I nnr auf dieſem Wege für die liebevolle Teil-

I Bode für ſeine troſtreichen Worte Herrn Lehrer

ſchönen Geſang. Noch
Betriebsführer und ſeinen Arbeitskollegen der

ſpenden und das ehrenvolle Geleit.

Mötzlich, den 23. Februar 1920.
Jm Namen

aller tieftranernden Hinterbliebenen

Joseph Binsch
nebſt Kindern

und allen Angehörigen. *4672

E nahme und reichen Kranzſpenden unfern herz S
W lichſten Dank. Beſonderen Dank Herrn Paſtor 5

J Aietz und der Mötzlicher Schuljugend für den
Noch beſonderen Dank dem

Grube Frohe Zuknnft für die ſchönen Kranz

n
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4. Betriebsverfammlung.
S 45. Die Betriebsverſammlung beſteht aus den Arbeitnehmern

des Betriebes.
Kann nach der Natur oder der Größe des Betriebes eine gleich

zeitige Verſammlung aller Arbeitnehmer nicht ſtattfinden ſo hat
Ziel tung der Betriebsverſammlung in Teilverſammlungen
zu erfolgen.

9 46. Der Vorſitzende des Betriebsrates iſt berechtigt und auf
Verlangen des Arbeitgebers oder auf Verlangen von mindeſtens
einem Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer verpflichtet, eine
Betriebsver ſammlung einzuberufen.
Von Verſammlungen die auf Verlangen des Arbeitgebers ſtatt

finden iſt dieſer zu benachrichtigen. Er hat das Recht, in dieſen
Verſammlungen zu erſcheinen oder ſich vertreten z laſſen und ſich
ſelbſt oder durch ſeine Vertreter an den Verhandlungen ohne
Stimmrecht zu beteiligen.

Die Betriebsverſammlung findet grundſäßlich außerhalb der Ar
beitszeit ſtatt; ſoll in dringenden Fällen hiervon wichen wer
den, fo iſt die Zuſtimmung des Arbeitgebers erforderlich.

g 47. An den Betriebsverſammlungen kann je ein Beauftragter
der im Betriebe vertretenen wirtſchaftlichen Vereinigungen der
Arbeitnehmer mit beratender Stimme teilnehmen d

Z. 48. Die Betriebsverſammlung kann Wünſche und Anträge
an den Betriebsrat richten. Sie darf nur über Angelegenheiten
verhandeln. die zu ihrem Geſchäftskreis gehören.

J 49. Auf die Betrtebsverſammlungen der Arbeiter und der
Angeſtellten finden die Beſtimmungen der S 45 bis 4 entſpre
chende Anwendung.

B. Geſamtbetriebsrat.
F 50. Befinden fich innerhalb einer Gemeinde oder wirtſchaft

lich zuſammenhängender nahe beieinander liegender Gemeinden
mehrere gleichartige oder nach dem Betriebszweck zuſammengehörige
Betriebe in der Hand eines Eigentümers, ſo kann durch überein
ſtimmende Beſchlüſſe der Einzelbetriebsräte die Errichtung eines
Geſamtbetriebsrates neben den Einzelbetriebsräten erfolgen.

J 51. Anſtatt eines Geſamtbetriebsrates kann unter den gleichen
Vorausſetzungen ein gemeinſamer Bertriebsrat errichtet werden, der
an die Stelle der Einzelbetriebsräte tritt.

Die wahlberechtigten Arbeitnehmer eines r der zuſammen
geſchloſſenen Betriebe können durch einen Mehrheitsbeſchluß, der
ſpäteſtens ſechs Wochen vor Ablauf der Wahlzeit gemeinſamen
Betriebsrats zu faſſen iſt, aus der Vereinigung ausſcheiden.

Die Errichtung eines gemeinſamen Betriebsrats muß unter den
Vorausſetzungen des Abſatzes 1 für diejeni Betriebe erfolgen.
für die eme Betricbevertretung nach dem S 1, 2 62 nicht zu er
richten wäre.

S 52. Ein Einzelbetriebsrat oder der Arbeitgeber kann be
antragen, daß an die Stelle des Geſamtbetriebsrats ein oder meh
rere gemeinſame Betriebsräte treten, wenn hierdurch ohne Schädi
gung der Intereſſen der Arbeitnehmer eine weſentliche Verein-
fachung des Geſchäftsganges eintreten würde. Ueber den Antraentſcheidet, wenn nicht übereinſtimmende Beſchlüße der eins
betriebsräte zuſtande kommen. der Beztrkawirtſchaftswat oder ſo
lenge ein ſolcher noch nicht beſteht, der Schlichtungsausſchuß.

Die wahlberechtigten Arbeitnehmer eines jeden der zuſammen
geſchloſſenen Betriebe können durch einen Mehrheitsbeſchluß. der
ſpäteſtens ſechs Wochen vor Ablauf der Wahlzeit des gemeinſamen
Betriebsrats zu faſſen iſt. die Auflöſung beantragen. Ueber den
Antrag entſcheidet, wenn nicht übereinſtrmmende Beſchlüſſe in
allen Betrieben gefaßt werden. der Bezirkswirtfchaftsrat, oder ſo
lange ein ſolcher noch nicht beſtebt. der Schlichtungsausſchuß.

J 53. Die Beſtimmungen der 88 50 bis 52 finden auf die Be
riebe der Gemeinden und Gemeindeverbände Anwendung, auch
wenn ſie nicht nach dem Betriebszweck zuſammengehören, auf die
Betriebe anderer öffentlicher Körperſchaften nur ſoweit ſie dem
gleichen Dienſt zweig angehören.

L 54. Zur Wahl des Geſamtbetriebsrats bilden alle Arbeiter
mitglieder und alle Angeſtellien mitglieder der einzelner Betriebs
räte je einen Wahlkörper. Jeder dieſer Wahlkörper wählt unter
der Leitung der drei älteiten Vorſitzenden der Einzelbetriebsräte
aus ſeiner Mitte in geheimer Wahl nach den Geundſätzen der Ver
hältniswahl die auf ihn entfallenden Mitglieder des Geſamt-
betriehsrats. Mitgliederzahl und Zuſammenſetzung des Geſamt-
betriebsrats bemißt ſich nach den 88 15 und

Eine Bildung von beſonderen Arbetterräten und Angeſtellten
räten innerhalb des Geſamtbetricbsrats findet nicht ſtatt.

J 55. Auf die Geſchäfteführung des Geſamtbetrieberats finden
e 88 bis 37 entſprechende Anwendung.
5 56. Die Wahl des Geſamtbetriebsrats erfolgt auf die Dauer

von einem Jahre.
Die 88 39. 41 bis 43 finden auf das Erlöſchen der Mitgliedſchaft

im Geſamtbetriebsrat entſprechende Anwendung.
Ausſcheiden eines Mitgliedes aus dem Geſamtbetriebergt hat

das Ausſcheiden des Mitgliedes aus dem Einzelbetriebsrat zur
Folge. Das gleiche gilt im umgekehrten Falle

In beiden Fällen tritt an die Stelle des Ausgeſchiedenen ſein
Erſatzmitglied im Einzelbetriebsrat.

J 57. Jn Betrieben mit Geſamtbetriebsräten ireien an die
Stelle der Betriebsverſammlung die Betricbsverſammlungen der
einzelnen Betriebe

C. Betriebsobmann.
s 58. Der Betriebsobhmann 2) wird von den wahlherechtigten

Arbeitnehmern des Betriebes aus ihrer Mitte in geheimer h
mit einfacher Stimmenmehrheit auf die Dauer von ernem Jahre
gewählt. Wiederwahl iſt zuläſſig.

Auf die Wahl des Betrichsobmannes finden die 98 20 vis 21, 23
is 25 entſprechende Anwendung. jedoch 5 23 mit der Maßgabe,
daß an die Stelle des Wahlvorſrndes ein Wahlleiter tritt und
die vierwöchige Friſt des S 233 Abſats 1 auf Woche abgekürgt
wird.

S 59. Auf die Geſchäfteführung des Beiriebsobmannes finden
die g8 28, 35 bis 87 entſprechende Anwendung.

S 60. Auf das Erlöſchen der Stellung als Betriebsabmann
finden 8 39 Abſatz 1 und 2. S 43 entſprechende Anwendung.

D. Sondervertretungen.
8 51. Vei den Unternehmungen und Verwaltungen des Reiches

der Länder und der Gemeindeverbände, die ſich über einen größeren
Teil des Reichs oder Landgebiets oder über mehrere Gerreinde
a erſtrecken, wird die Bildung von Eingel- und Geſamt-
ctrieb?räten, ſowie die Abgrenzung ihrer Befugniſſe gegen

ginander in Anlehnung an den Aufbau der Unternehmung oder
Verwaltung im Verordnungswege geregelt.

Die Verordnung wird erlaſſen von der jeweils zuſtändigen
eich oder Landesregierung nach Verhandlung mit den beteilig-
en wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmner.

Dieſe Verordnung kann auch feſtſetzen, welche Beſtandteile der
nternehmung oder Verwaltung als beſondere Betriebe im Sinne
s 9 9 Abſatz 2 anzuſehen ſind.

S 862. Ein Vetriebsrat iſt nicht zu errichten oder hört zu be
ehen auf, wenn ſeiner Errichtung oder ſeiner Tätigkeit vach der

ur des Betriebes beſondere Schwierigkeiten entgegenſtehen und
auf Grund eines für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrages
eine andere Vertretung der Arbeitnehmer des Betriebes beſteht
oder errichtet wird. Dieſe Vertretung hat die in dieſem Geſetze
dem Betriebsrag: übertragenen Aufgaben und Befugniſſe.

Bei Ablauf eines ſolchen bleibt die nach Abſ.
trrichtete Vertretung ſo lange in Tätigkeit, bis ein neuer Tarif-
vertrag abgeſchloſſen und für allgemein verkindlich erklärt oder

ein geſetlicher Betriebsrat gewählt iſt.

63. Jſt ein d auf h ne ivdlichkeit eines Tarifvertrages geſtellt, ſo kann das Reichsarbei
auf Antrag Antragsberechtigten 3 der Verord

Intereſſen und Forderungen der Arbeitnehmer ſowie deren An
ſchien und Wünſche hinſichtlich der Organiſation des Betriebes zu

n J3 un nennt t v r m F-

vom 238. Rei S. 1456) diee e e tre cviele e eng n cht ſämtliche Arbeitneh
r g nicht ſämtli rbei merdes Betriebes, ſo wird für die nicht e s verttag ge

bundenen Arbeitnehmer zwecks r ihrer Jntereſſen eineBerſeteee Mahgabe ieſes Geſetzes l
88. Beſteht in einem Betriebe, für den ein Betriebsrat er

richtet iſt, für die dem Betrieb angehörigen öffentlichen Beamten
eine ar eetreheng (Aegmtenrat eamtenuusſchuß), ſo können
in gemeinſamen Angelegenheiten, welche in den Aufgabenkreis ſo
wohl des Bekriebsrats wie auch der Beamtenvertretung fallen,
BVetriebsrat und rtretung zu gemeinſamer Beratung
zuſammentreten.

Den Vorſitz t für jede gemeinſame Sitzung abwechſelnd
der Vorſixende des Betriebsrats und der der Beamienvertretung.
Die Einladungen und die Aufſtellung der Tagesordnung erfolgen
durch beide Vorſitzende gemeinſam.

Die Reichsregierung kann für die öffentlichen Behörden und
Betriebe des Reiches, ſowie für die öffentlich-rechtlichen Körper
haften, die dinſichtlich des Dienſtverhältniſſes ihrer Beamten der
eichsaufficht unterliegen, die Landesregierungen können für die

a Behörden und die Betriebe der Länder, Gemeinden
triebe des Reiches, ſowie für die öffentlich-rechtlichen Körper

alten die hinſichtlich der Dienſtverhältniſſe ihrer Beamten der
ndesaufſicht unterliegen, nähere Vorſchriften erlaſſen.

III. Aufgaben und BVefugniſſe der Betriebsvertretungen.

A. Betriebsrat.
S 66. Der Betriebsrat hat die Aufgabe:
1. in Betrieben mit wirtſchaftlichen Zwecken die Betriebsleitung

durch Rat zu unterſtützen, um dadurch mit ihr für einen
möglichſt hohen Stand und für möglichſte Wirtſchaftlichkeit
der Betriebsleiſtungen zu ſorgen;
in Betrieben mit wirtſchaftlichen Zwecken an der Einführung
neuer Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbeiten;
den Betrieb vor Erſchütterungen zu bewahren, insbeſondere
vorbehaltlich der Befugniſſe der wirtſchaftlichen Vereinigun
gen der Arbeiter und Angeſtellten (F 8) bei Streitigkeiten
des Betriebsrates, der Arbeitnehmerſchaft einer Gruppe oder
eines ihrer Teile mit dem Arbeitgeber, wenn durch Verhand
lungen keine Einigu
ſchu rer eine vereinbarte Einigungs- oder Schiedsſtelle an
zurufen;

4. darüber zu wachen, daß die in Angelegenheiten des e
Betriebes von den ſzeen anerkannten Schiedsſprüche
eines Schlichtungsausſchuſſes oder einer vereinbarten Eini
gungs- oder Schiedsſtelle durchgeführt werden.

ö. für die gemeinſame Dienſtvorſchriften und
Aenderungen derſelben im Rahmen der e Tarifver

räge nach Maßgabe des S 75 mit dem Arbeitgeber zu ver
einbaren;

6. das Einvernehmen innerhalb der Arbeitnehmerſchaft, ſowie
swiſchen ihr und dem Arbeitgeber zu fördern und für Wah-
er Vereinigungsfreiheit der Arbeitnehmerſchaft ein
zu

7. Beſchwerden des Arbeiter und Angeſtelltenrats entgegen
zunehmen und auf ihre Abſtellung in gemeinſamer Verhand
lung mit dem Arbeitgeber hinzuwirken;
auf die Bekämpfung der Unfall- und Gefundheitsgefahren
im Betriebe zu achten, die Gewerbeaufſichtsbeamten und die
ſonſtigen in Betracht kommenden Stellen bei dieſer Be
kämpfung durch Anregungen. Beratung und Auskunft zu
unterſtützen, ſowie auf die Durchführung der gewerbepoligzei
lichen Beſtimmungen und der Unfallverhütungsvorſchriften
hinzuwirken;

9. an der Verwaltung von Penfionskaſſen und Werkswoh
nungen, ſowie ſonſtiger Betriebswohlfahrtseinrichtungen mit
zuwirken; bei letzteren jedoch nur ſofern nicht beſtehende
Verfügungen von Todes wegen hen oder eine ander
tweitige Vertretung der Arbeitnehmer vorſchen. g

67. Auf Betriebe, die politiſchen, gewerkſchaftlichen. mili
täriſchen, konfeſſionellen, wiſſenfchaftlichen, künſtleriſchen und ähn
lichen Beſtrebungen dienen, findet S 66 Ziffer 1 und 2 keine An
wendung, ſoweit die Eigenart dieſer Beſtrebungen es bedingt.

s 68. Bei der Wahrnehmung ſeiner Aufgaben hat der Be
trtebsrat dahin zu wirken daß von beiden Seiten Forderungen und
Peßznabmen unterlaſſen werden, die das Geſamtintereſſe ſchädigen.

S 69. Die Ausführung der gemeinſam mit der Betriebsleitung
gefaßten Beſchlüſſe übernimmt die Betriebsleitung. Ein Eingriff
in die Betriebsleitung durch ſelbſtändige Anordnungen ſteht dern
Betriebsrat nicht zu.

S 70. Jn Unternehmungen, für die ein Aufſichtsrat beſteht und
nicht auf Grund anderer Geſetze eine e Vertretung der
Arbeitnehmer im Aufſichtsrat vorgeſehen iſt. werden nach Maß
gabe eines beſonderen hierüber zu erlaſſenden Geſetzes ein oder
zwei Betriebsratsmitglieder in den Aufſichtsrat entſandt, um die
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vertreten. Die Vertreter baven in allen Sitzungen des Aufſicd ts-
rats Sitz und Stimme, erhalten jedoch keine andere Vergürung,
als eine Kufwandsentſchädigung. Sie ſind vervflichtet, über die
ihnen gemachten vertraulichen Angaben Stillſchweigen zu bew.rbren.

s 71. Zur Erfüllung ſeiner Aufgaben hat der Betriebsrat in
Betrieben mit wirtſchaftlichen Zwecken das Recht, vom Arbeit-
geber zu verlangen, daß er dem Betriebsausſchuß, oder wo ein
ſolcher nicht beſteht, dem Betriebsrat, ſoweit dadurch keine Be
triebs oder Geſchäftsgeheimniſſe gefährdet werden und geſetzliche
Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, über alle den Dienſtvertrag
und die Tätigkeit der Arbeitnehmer berührenden Betriebsvorgänge
Aufſchluß gibt und die Lohnbücher und die zur Durchführung von
beſtehenden Tarifverträgen erforderlichen Unterlagen vorlegt

Ferner hat der Arbeitgeber vierteljährlich einen Bericht über
die Lage und den Gang des Unternehmens und des Gewerbes im
allgemeinen und über die Leiſtungen des Betriebes und den zu
erwartenden Arbeitsbedarf im beſonderen zu erſtatten.

Die Mitglieder des Betriebsausſchuſſes oder des Betriebsrats
ſind verpflichtet, über die ihnen vom Arbeitgeber gemachten ver
traulichen Angaben Stillſchweigen zu bewahren.

S 72. Jn Betrieben, deren Unternehmer zur Führung von
Handelsbüchern verpflichtet ſind und in der Regel mindeſtens
300 Arbeitnehmer oder 50 Angefſtellte im Betriebe beſchäftigen,
können die Betriebsräte verlangen, daß den Betriebsausſchüſſen
oder, wo ſolche nicht beſtehen, den Betriebsräten alljährlich vom
t. Januar 1921 ab nach Maßgabe eines hierüber zu erlaſſenden
Geſetzes eine Betriebsbilanz und eine Betriebs-Gewinn- und Ver
luftrechnung für das verfloſſene Gefchäftsjahr ſpäteſtens ſechs Mo
nate nach Ablauf des Geſchäftsjahres zur Einſichtnahme vorgelegt
und erläutert wird.

Die Mitglieder des Betriebsausſchuſſes oder des Betriexbsrats
ſind verpflichtet, über die ihnen vom Arbeitgeber gemachten ver
traulichen Angaben Stillſchweigen zu bewahren.

s 73. Die 885 70 und 72 finden auf die im S 67 genannten
BVotriebe keine Anwendung, ſoweit die Eigenart des Betriebes es
be dingt.

Von der Verpflichtung der S 70 und 72 können Unternehmungen
oder Betriebe anf ihren Antmg durch die Reichsregierung befreit
werden, wenn wichtige Staatsintereſſen dies erfordern.

In den Fällen der Abſäze 1 und 2 hat der Beiriebsausſchuß und

triebsrätegeſetz.

zu erzielen iſt, den Schlichtungsaus

wo ein ſolcher micht beſteht, der Betriet rat das Recht, falls ein
Aufſichtsrat beſteht, Anträge und Wünſche hinſichtlich der Arbeit

r J
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Boe arr rch einen oder i Beauim Aufſichtsrate zu vertret Der Gvorſitende des Anfſt tsrats
raumen und den

nhat ichſt eine enſtandauf die T a ſetzen. dieſer Sitzung per r Ver
eter des Betri beratende und beſchließende Stimme.
s 74. Wird infolge von z7riterimg, Einſchränkung oder Still

egung des oder von Eioder neuer Betriebs oder Arbeitsmethoden die Einſte oder die
Entlaſſung einer größeren Zahl von Arbeitnehmern erforderlich,ſo iſt der Arbeitgeber verpflichtet ſich mit dem Betriebsrat, an
deſſen Stelle, wenn dabei vertrauliche Mitteilungen gemacht werden
müſſen. der etwa vorhandene Betriebsausſchuß tritt, möglichſt
längere Zeit vorher über Art und Umfang der erforderlichen Ein
ſtellungen und Entlaſſungen und über die Vermeidung von Härten
bei letzteren ins Benehmen zu ſetzen. Der Betriebsrat oder der
Betriebsausſchuß kann eine entſprechende Mitteilung an die
tentralauskunftsſtelle oder einen von dieſer bezeichneten Arbeits
nachweis verlangen.

s 75. Sollen gemäß S 66 Ziffer 5 gemeinſame Dienſtvorſchriften
vereinbart werden, ſo hat der Arbeitgeber den Entwurf, ſoweit
die Beſtimmungen nicht auf Tarifvertrag beruhen, dem Betriebs
rat vorzulegen. Kommt über den Entwurf keine Einigung
ſtande, ſo können beide Teile den ichtuwgsausſchuß anrufen,
der eine bindende Entſcheidung trifft. Verbindlichkeit der Ent
ſcheidung erſtreckt ſich nicht auf die Dauer der Arbeitszeit.

Entſprechend iſt bei Aenderungen der Dienſtvorſchrifien zu ver
ren.

76. Der Betriebsrat kann in Betrieben mit über hundert
Arbeitnehmern an einem Tage oder mehreren Tagen der Woche
eine vegelmäßige Sprechſtunde einrichten, in welcher die Arbeit
nehmer Wünſche und Beſchwerden vorbringen können. Soll die
Sprechſtunde innerhalb der Arbeitszeit liegen, ſo iſt dies mit dem
Arbeitgeber zu vereinbaren.

s 77. Ein von dem Betriebsrat beſtimmtes Mitglied iſt bei
Unfallunterſuchungen, die vom Arbeitgeber, dem Gewerbeaufſichts
beamten oder ſonſtigen in Betracht kommenden Stellen im Be
triebe vorgenommen werden, zuzuziehen.

B. Arbeiterrat und Angeſtelltenrat.
S 78. Der Arbeiterrat und der Angeſtelltenrat oder wo ein

ſolcher nicht beſteht, der Betriebsrat hat die Aufgabe,
1. darüber zu wachen, daß in dew Betriebe die ſten der

Arbeitnehmer gegebenen geſetzlichen Vorſchriften und die
nerßgebenden Tarifverträge ſowie die von den Beteiligten
anerkannten Schiedsſprüche ernes Schlichtungsausſchuſſe

einer r Nbarten Einigungs oder Schiedsſtelle durch
geführt werden;2. a eine tarifvertragliche Rege beſteht. im
Benehmen mit den beteiligten wirtſchaftl Vereini
gungen der Arbeitnehmer bei der Regelung der Löhne
d ſorſtigen Arbeitever hältniſſe mitzuwirken, namentlich
au
bei der Feſtſetzung der Akkord und Stücklohnſätze oder der
für ihre Feſtſetzung maßgebenden Grundſätze,

bei der Einführung nener Löhnungsmethoden,
bei der Feſtſetzung der Arbeitszeit, insbeſondere bei

e und Verkurzungen der vegelmäßigen Ar5zeit,
bei der Regelung des Urlaubs der Arbeitnehmer und
bei Erledigung von Beſchwerden über die Ausbildung und

Behandlung der Lehrlinge im Betriebe;
die Arbeitsordnung oder ſonſtige r für e

e me r tenden 2Grut ve der Arbeitnehmer im
verträge nach Maßgabe des S 80 mit dem Arbeitgeber zu
vereinbaron;

4. Beſchwerden zu unterſuchen und auf ihre Abſtellung in
on er Verhandlung mit dem Arbeitgeber hingu

wirttfen;
S. in Streitfällen den Schlichtungsausſchuß oder eine verein-

barte Einigungs- oder Schiedseſtelle anzumufen, wenn der
Betriebsrat die Anrufung ablehnt:

6. auf die Bekämpfung der Unfall- und Geſündheitsgefahren
ſeiner Gruppe im Betriebe zu achten, die Gewerbeaufſichts
beamten und die ſonſtigen in Betracht kommenden Stellen
bei dieſer Bekampfung durch Anregungen, Beratung und
Auskunft zu unterſtützen, ſowie auf die Durchfüh der
gewerbepoli zeilichen Beſtimmungen und der
hütunroborſchriften hingzuwirken;
bei Kriegs und Unfallbeſchädigten für eine ihren Kräften
und Fähigkeiten entſprechende Beſchäftigumg durch Rat,
Anregung. Schutz und Vermittlung bei dem Arheit-
geber und den Mitarbeitnehmern tunlichſt Sorge zu
tragen

8. ſoweit eine tarifvertragliche Regelung nicht beſteht, nach
Maßgabe der S 81 bis 88 mit dem Arbeitgeber Richtlinien
ber die Einſtellung von Arbeitnehmern der Gruppe in den
Betrieb zu vereinbaren;9. nach Maßgabe der 88 84 bis 90 bei Entlaſfungen von Arbeit
nehmern der Gruppe mitzuwirken

8 79. Auf den Arbeiterrat und Angeſtelltenrat finden die S 68
und 59 entſprechende Anwendung. M

S S. Sollen gemäß S 78 Ziffer 3 Arbeitsordnungen oder
ſonſlige Dienſtvorſchriften für eine Gruppe der Arbeitnehmer ver
einbart werden, ſo findet 75 entſprechende Anwendung.

Die im s 134 h Ziffer 4 der Gewerbeordnung vorgeſehene Feſt
ſetzung von Strafen erfolgt durch den Arbeitgeber gemeinſam mit
dem Arbefterrat oder Angeſtelltenrat. In Streitfällen entſcheidet
der Schlichtungsausſckhutß.

Jſt die geltende Arbeitsordnung vor dem 1. Januar 1919 erkaſſen,
iſt binnen drei Monaten nach Jnkrafttreten dieſes Gefetzes eine
neue Arheitsordnung zu erlaſſen.

S 81. Die gemäß S 78 Ziffer 8 vereinbarten Richtlinien müſſen
die Beſtimmung enthalten, daß die Einſtellung eines Arbeitnehmers
nicht von ſeiner politiſchen, militäriſchen, konfeſſionellen oder
gewerkſchaftlichen Betätigung. von der Zugehörigkeit oder Nicht
zugehörigkeit z.t v»inem politiſchen konfeſſionellen oder beruflichen
Verein oder einem militäriſchen Verband abhängig gemacht wer
den darf. Sie dürfen nicht beſtimmen, daß die Einſtellungen von

Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Geſchlecht abhängig ſein
o.

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nicht für die im F 67 ge
vannten Betriebe, ſoweit die Eigenart ihrer Beſtrebungen es be
dingt.

Einſtellungen die auf einer geſetzlichen, tarifsertraglichen oder
durch Schicdsſpruch eines Schlichtungsausſchuſſes oder einer ver
einbarten Einigungs- oder Schiedsſtelle auferlenten Verpflichtung
beruhen, gehen den Richtlinien in jedem Fabe vor.

Jm Rahmen der Richtlinien bat über die Einſtellung des ein
zelnen Arbeitnehmers der Arbeitgeber allein vhne Mitwirkung
oder Aufſicht des Arbeiterrats oder Angeftelltenrats zu entſcheiden

S »2. Wird gegen die vereinbarten Richtlinien verſtoßen, ſo
kann der Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat binnen fünf Tagen nach
Kenntnis on dem Verſtoße. jedoch nicht ſpäter als vierzehn Tage
nach dem Dienſtantritte, Einſpruch erheben.

Die Gründe für den Einſpruch und die Beweisunterlagen ſind
vom Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat bei den Verhandlungen mit
dem Arkeitgeber voczabringen.

Wird bei dieſen Verlandlungen eine Einigung nicht erzielt, ſo
kann der Arveiterrat oder Angeſtelltenrgt binnen drei Tagen nach
Beendigung der Verhandlungen den zuſtändigen Schlichtungsaus
ſchuß oder eine vereinbarte Schiedsſtelle anrufen.

Der Cinſprudh ecgen die Einſtellung und die Anrufung des
Schlichtungsausſcha:ſſes oder der Schiedsſtelle hat keine auf
ſchiebende oder auflöſende Wirkung.

S
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83 Ueber den Einſpruch werd im Schttig entſhieden. Vor der m r ur tun
ichft zu hören. Geht die Entſcheidung dahin. daß ein gegen

die vereinbarten Richtlinien vorliegt, ſo kann darin zugleich aus
geſprichen werden, daß' das hältnis des Eingeſtellten als
mit dew Eintritt der Rechtskraft der Entſcheidu ter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt gehe Wie Ent

ſcheidung ſchafft t zwiſchen teili irn Recht zwiſchen dem beteiligten Arbeitgeber und
s 34. Aurbeitnehmer können im Falle der Kündigung ſeitens deArbeitgebers binnen fünf Tagen nach der Kündigung ihrer m

heben, indenn ſie den Arberter oder Angeſtelltenrat anrufen:
1. wenn der begründete Verdacht vorliegt, daß die Kündigung

wegen der Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Geſchlecht,
wegen politiſcher, militäriſcher, konfeſſioneller oder gewerk
ſchaftlicher Betätigung oder wegen Zugehörigkeit oder
Nichtzugewörigkeit zu einem politiſchen, konfeſſionellen

hen Berein oder einem militäriſchen Verbande
erfolgt iſt;
wenn die Kündigung ohne Angabe von Gründen erfolgt iſt;
wenn die Kündigung deshalb erfolgt iſt, weil der Arbeit-
nehmer ſich weigerte dauernd andere Arbeit, als die bei der
Cinſtellung vereinbarte, zu verrichten;
wenn die Kündigung ſich als eine unbillige. nicht durch das
Verhalten des Arbeitnehmers oder durch die Verhältniſſe des
Betriebes bedingte Härte darſtellt.

Erfolgt die Kündigung friſtlos aus einem Grunde, der nach dem
Weſetze zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes ohne Einhaltung
er Kündigungsfriſt berechtigt. fo kann der Einſpruch auch darauf
geſtützt werden, daß ein ſolcher Grund nicht vorliegt.

85. Das Recht des Einſpruchs nach S 84 Ziffer 1 gilt nicht für
die im S 67 genannten Betriebe, ſoweit die Eigenart ihrer Be-
ſtrebungen es bedingt.

Das Recht des Einſpruchs beſteht nicht
l. bei Entlaſſungen, die auf einer geſetzlichen oder tarifvertrag

lichen oder durch Schiedsſpruch eines Schlichtungsausſchuſſes
oder einer vereinbarten Einigungs- oder Schiedsſtelle auf-
erlegten Verpflichtung beruhen;

2. bei Entlaſſungen, die durch gänzliche oder teilweiſe Still
legung des Betriebes erforderlich werden.

S 56. Bei der Anrufung müſſen die Gründe des Einſpruchs dar
gelegt und die Beweiſe ihrer Berechtigung vorgebracht werden. Er-
achtet der Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat die Anrufung für be
gründet, ſo hat er zu verſuchen,. durch Verhandlungen eine Ver
ſtändigung mit dem Arbeitgeber herbeizuführen. Gelingt dieſe Ver
ſtändigung binnen einer Woche nicht. ſo kann der Arbeiter oder
Angeſtelltenrat oder der betroffene Arbeitnehmer binnen weiteren
fünf Tagen den Schlichtungsausſchuß anrufen.

Jm Falle des S 54 Abſ. 2 hat der Schlichtungsausſchuß das Ver
fahren auszuſetzen, wenn auf Grund der Kündigung ein gericht-
liches Verfahren anhängig iſt oder die Ausſetzung des Verfahrens
g r Herbeiführung einer gerichtlichen Entſcheidung von einer der
zarteien beantragt wird. Das Verfahren nimmt feinen Fortgang,

wenn nicht binnen vier Wochen ſeit der Stellung des Antrages auf
Ausſetzung die Erhebung der Klage nachgewieſen iſt oder wenn eine

o t

rechtskräftige gerichtliche Entſcheidung vorliegt, wonach die Be
rechtigung zur friſtloſen Entlaſſung verneint iſt.

Der Einſpruch gegen die Kündigung und die Anrufung des
Schlichtungsausſchuſſes haben keine aufſchiebende Wirkung.

s 87. lieber den Einſpruch 84) wird im geſetzlichen Schlich
tungsverfahren endgültig entſchieden.
Geht die Entſcheidung dahin, daß der Einſpruch gegen die

Kündigung gerechtfertigt iſt, ſo ift zugleich für den Fall, daß der
Arbeitgeber die Weiterbeſchäftigung ablehnt, ihm eine Entſchädi-
gungspflicht aufzuerlegen. Die Entſchädigung bemißt ſich nach der
Zahl der Jahre, während derer der Arbeitnehmer in dem Betrieb
insgeſamt beſchäftigt war, und darf für jedes Jahr bis zu einemZwölftel des letzten Jahresarbeitsverdienſtes feltgeſetzt werden, je
doch im ganzen nicht über ſechs Zwölftel hingusgehen. Dabei iſt
ſowohl auf die wirtſchaftliche Lage des Arbeitnehmers als auch auf
die wirtſchaftliche Leiftungs fähigkeit des t angemeſſene
Rückſicht zu nehmen. Die Entſcheidung ſchafft Recht zwiſchen dem
beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Jnnerhalb dreier Tage nach Kenntnis von dem Eintritt der
Rechtskraft der im Schlichtungsverfahren ergangenen Entſcheidung
hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer mündlich oder durch Auf
gabe zur Poſt zu erklären, ob er die Weiterbeſchäftigung oder die
Entſchädigung wählt. Erklärt er ſich nicht, ſo gilt die Weiter-
beſchäftigung als abgelehnt. SS 88. Der Arbeitgeber iſt im Falle der Weiterbeſchäftigung ver-
pflichtet, dem Arbeitnehmer, falls inzwiſchen die Entlaſſung erfolgt
war, für die Zeit zwiſchen der Entlaſſung und der Weiterbeſchäfti
gung Lohn oder Gehalt zu gewähren. s 615 Satz 2 des Bürger
lichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. Der Arbeit
geber kann ferner öffentlichrechtliche Leiftungen, die der Arbeit-
nehmer aus Mitteln der Erwerbsloſen- oder Armenfürſorge in der
Zwiſchenzett erhalten hat, zur Anrechnung bringen und muß dieſe
Beträge der leiſtenden Stelle zurückerſtatten.

89. Der Arbeitnehmer iſt berechtigt. falls er inzwiſchen einen
neuen Dienſtvertrag abgeſchloſſen hat, die Weiterbeſchäftigung bei
dem früheren Arbeitgeber zu verweigern. Er hat hierüber unver
züglich nach Empfang der im S 97 Abſ. 3 vorgeſehenen Erklärung
des Arbeitgebers, ſpäteſtens aber eine Woche nach Kenntnis der
Rechtskraft der im Schlichtungsverfahren ergangenen Entſcheidung
dem Arbeitgeber mündlich oder durch Aufgabe zur Poſt eine Er-
flärung abzugeben. Erklärt er ſich nicht, ſo erliſcht das Recht der
Verweigernng. Macht er von ſeinem Verweigerungsrechte Ge
prauch, ſo iſt ihm, falls inzwiſchen die Entlaſſung erfolgt war, Lohn
oder Gehalt nur für die Zeit zwiſchen der Entlaſſung und dem Ein
tritt der Rechtskraft der im Schlichtungsverfahren ergangenen
Entſcheidung zu gewähren. S 88 Satz 2 und 3 findet entſprechende
Anwendung d nd

5 90. Wird tn den eFugen durch Naturexeigniſſe oder andere ungbwendbare Zufälle

verhindert, fo findet Wiedereinſehung in den vorigen Stand
näherer Vorſchrift der

e i

O. Geſamtdetriebsrat.
91. BVeſteht neben lbetriebsräten ei tbetriebsrat,ſo hen Lrſteht die Obliegenheiten nd Veſn h er Betriebs

räte nur hinſichtlich der Einzelbetriebe zu, die ſie vertreten.
Der Geſamtbetriebsrat iſt für die gemeinſamen Angelegenheiten

mehrerer elbetriebe und für die Angelegenheiten geſamten
Betriebs oder Unternehmens zuſtändig.

D. Betriebsobmann.

8 o2. Der Betriebsobmann hat die Aufgaben und Befugniſſe,
die nach S 66, S 78 Ziffer 1 bis 7 und den 88 71, T dem Betriebs
rat (Arbeiterrat und Angeſtelltenrat) zuſtehen.

Die t 67 und 609 finden entſprechende Anwendung,

IV. Entſcheidung von Streitigkeiten.
v e 93. Der Begzirkswirtſchaftsrat entſcheidet bei Streitigkeiten

r

1. die Notwendigkeit der Errichtung, die Bildung und Zu-
ſammenſetzung einer Betriebsvertretung im Sinne dieſes

eſfetzes;
Wahlberechtigung oder Wählbarkeit eines Arbeitnehmers;
Einrichtung, Zuſtändigkeit und Geſchäftsführung der Be
triebsvertretungen und der Betriebsverſammlung;
die Notwendigkeit von Geſchäftsführungskoſten der Betricbs-
vertretungen;
alle Streitigkeiten, die ſich aus den in dieſem Geſetze vor
geſchriebenen Wahlen ergeben.

8. 94. Bei Unternehmungen oder Verwaltungen, die ſich über den
Bezirk eines Bezirkswirtſchaftsrats hinaus erſ recken oder die hin-
ſicht lich der dienſtlichen Verhältniſſe ihrer Arbeitnehmer einer
Landesaufſicht unterſtehen, wird von der Landesregierung der
Landeswirtſchaftsrat oder ein Bezirkewirtſchaftsrat für zuſtändig
erklärt. Sofern die Unternehmung oder Verwaltung ſich über den
Vezirk eines Landes hinaus erſtreckt oder hinſichtlich der dienſtlichen
Verhältniſſe ihrer Arbeitnehmer der Aufſicht des Reiches unter
ſteht, entſcheidet der Reichswirtſchaftsrat.

V. Schutz und Strafbeſtimmungen.
S 95. Den Arbeitgebern und ihren Vertretern iſt unterſagt,

c

4.

G.

ihre Arbeitnehmer in der Ausübung des Wahlrechts zu den Be
triebsvertretungen oder in der Uebernahme und Ausübung der ge
ſetzlichen Betriebsvertrelung zu beſchränken oder ſie deswegen zu
venachteiligen.
S 96. Zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes eines Mitglieds

einer Betriebsvertretung oder zu ſeiner Verſetzung in einen
anderen Betrieb, bedarf der Arbeitgeber der Zuſtimmung der Be
triebsvertretung.

Die Zuſtimmung iſt nicht erforderlich:
1. bei Entlaſſungen, die auf einer geſetzlichen oder tarifvertrag

lichen oder durch Schiedsſpruch eines Schlichtungsansſchuſſes
oder einer vereinbarten Einiqungs- oder Schiedsſtelle auf
erlegten Verpflichtung beruhen;

2. W re ungen. die durch Stillogung des Betriebs erforder-
ind:

8. bei friſtloſen Kündigungen aus einem Grunde, der nach dem
Geſetz zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrift berechtigt.

Jm Falle des Abſ. 2 Ziffer 8 iſt der Einſpruch nach Maßgabe
des 8 84 Abſ. 2 und 8 86 Abſ. 2 ſtatthaft.

Wird eine friftlofe Kündigung (Abſ. 2 Ziffer 8) durch rechts
kräftiges gerichtliches Urteil oder durch Entſcheidung des Schlich-
tungsausſchuſſes für ungerechtfertigt erklärt, ſo gilt die Kündigung
als vom Arbeitgeber zurückgenommen. S 80 findet entſprechende
Anwendung

V Jſt die Zuſtimmung der Betriebsvertretung erforderlich
und wird ſie verſagt, ſo iſt der Arbeitgeber berechtigt, den Schlich
tarngsausſchuß anzurufen, der durch ſeinen Spruch die fehlende Je
ſtimmung der Betriebsvertretung erſetzen kann. Ex darf die Zu
ſtimmung nicht erſetzen, wenn er feſtſtellt, daß die Kündigung als
ein Verſtoß gegen die im S 95 auferlegten Pflichten anzuſehen iſt.
Bis zur Entſcheidung des Schlichtungsausſchuſſes iſt der Arbeit-
geber verpflichtet. den Arbeitnehmer weiter in ſeinem Betriebe zu
beſchäftigen.

s 98. Auf die in den S 62. 68 bezeichneten Vertretungen
finden die Beſtimmungen der 88 95 bis 97 entſprechende Anwen-
dung.

Auf die Betriebsobleule finden fie mit der Maßgabe
daß an die Stelle der Betriebsvertretung die Mehrheit der wahl
berechtigten Arbeitnehmer des Betriebs tritt.

s 99. Arbeitgeber oder ihre Vertreter, die der Vorſchrift des
s 55. auch ſoweit ſie im S 98 für anwendbar erklärt iſt, vorſätzlich
zuwiderhandeln, werden mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark
oder mit Haft beſtraft.

Die gleiche Strafe trifft Arbeitgeber oder hre Vertreter, die den
Vorſchriften des S 23 Abſ. 2 und 3 vorſätzlich zuwiderhandeln.

Ebenſo werden Arbeitgeber oder ihre Vertreter beſtraft, die es
vorſätzlich unterlaſſen, der Betriebsvertretung gemäß den S 71,
72 Aufſchluß zu geben, Bericht zu erſtatten, die Lohnbücher, die zur
Durchführung von beſtehenden Tarifverträgen erforderlichen Unter
lagen, die Bilanz oder die Gewinn und Verluſtrechnungen vorzu
legen oder zu erläutern, oder die dieſen Verpflichtungen vorſätzlich
nicht rechtzeitig nachkommen.

Wer unter Verletzung der ihm nach den g8 71, 72 obliegenden
Pflichten zum Zwecke der Täuſchung und in der Abſicht, den Ar
beitnehmern Schaden zuzufügen, in den Darſtellungen, Berichten
und Ueberſichten über den Vermögensſtand des Unternehmens be-
ſtimmte falſche Tatſachen angibt oder beſtimmte richtige Tat ſachen
unterdrückt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit
Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag der Betriebsver-
tretung ein. Die Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſig.Ausführungsbeſtimmungen ſtatt.

Feile,eille,
a. Joſt Roßhaar, Wolle, Häute

kauf zu höchſten Preiſen

A. Weise,
Pelz u. Fellhandlung.
Ranvisechestr. 1. Tel. 1667.
Händler erh. hohe Preiſe.

Koſt

Gevisse
(auch zerbrochene Teile)

j Pors lam Zimmer ümmner
angeschrieben):

*4272
Jermidver ad
75 40 (ark

ger
Flaſche 5,00 Mark, zur Kur
gougreichend in Arvtheken n.
Drogerlen zu haben. Wo nicht
erhältich, ſchreibe man an

Plattenzähne bis 120 k.

kaufe ich zu Ausnahmepreisen
am Dienstag, den 24. Februarvon 9 bis s Thr, in Haite, Hotel Stadi

*4663

Gewöhnl. Stiftzahn 8 bis 15 Mk.

Ganze Gebisse bis 2000 Mk.
Ludwig aus Neumünster.

Gummi-Absätze
und -Ecken.

Lederhandlung Rrüderstr. 13.

Huſten a
Hornhaut, Ballen und Warzen 4357

beſeitigt mog rer wer n nern S
Jn vielen tauſend Fällen glänzend ve-Kukirol. währt. Kukirol iſt in Avotheken und

Drogerien zum Preiſe von Mk. 1.60 erhältlich. Laſſen
Sie ſich nichts anderes aufreden, es gibt nichts Befferes.

Deufsche Meta I Soriadenohn Verenn
n n J für Halle u. A. Saalkreis

*4274

im

e U. S. P. D.Die Beerdiqun Unſeren Mitgliederneng zur Nachricht Das un
unseres Kollegen ſer Mitglied, derKeru-

Neopharm, Hannover

ſelten gute Ware,

100 Stück Mk. 50,Wiederverkäufer Vorzugsvreiſe. Großer Poſtverſand.

Kurt Schönemeyer,
Trebitz bei Wettin.

deseitiqt schmerzios
innerneid 24 Stunden
unser Beugamiſt
Prospente mir vielen

Oonbschreftben graefe
oBe W

ausſchuhe, ked, Form,

macher 8577
III

verſtorben iſt.
Ehre ſeinem Andenken!

Der Vorſtand.
Die Beerdigung ſin

det nachm.2/3 Uhr, auf dem Süd

Alhed Diene

findet am Dienstag
nachmittag 9 43 Uhr
auf dem Südfriedhofe

tatt 857Um zahlreiche Be-
teiligung ersueht

e

t

Pantoffeln (Stoff bring.),
er gut Wagner, hDer Böllbergerweg 6.

Anſichts Poſtkarten die Vollseenians- Die Ortsverwaltung. friedhofe ſtatt.

z too. Wer un vertrankiche Angaben, Betriebs oderGeſchäftsgeheinmiſſe t, die ihm als Angehörigen einer Be
triebsverfretung bekannt geworden und als ſolche bezeichnet worden
find, wird mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark oder mit
Haft beſtraft.

Wer die Tat in der Abſicht begeht, ſich oder einem anderen einen
Vermögensvorteil zu verſchaffen oder dem Arbeitgeber Schaden zu
gufün en. wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Neben

fängnisſtrafe kann auf Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark
erkannt werden. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt
ausſchließlich die Geldſtrafe ein. Neben der Strafe kann auf die
ne der durch die fſtrafbare Handlung erlangten Vorteile

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Unternehmers ein.
Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig.

VI. Ausführungs- und Uebergangsbeſtimmungen.
s 101. Der Reichearbeitsminifter iſt befugt, mit Zuſtimmung desReichsrats und eines aus achtundzwanzig Mitgliedern beſtehenden

Ausſchuſſes des Reichstags Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem
Geſetze zu erlaſſen.

s 102. Bei der erſten Wahl, die ſpäteſtens ſechs Wochen nach
Jnkrafttreten dieſes Geſetzes einzuleiten iſt, erfüllt die im S 23
Abſ. 1 dem Betriebsrat zugewieſene Aufgabe der Arbeiterausſchuß,
der die Veſtellung des Wahlvorſtandes in einer von ſeinem Vor-
ſitzenden anzuberaumenden gemeinſamen Sitzung mit dem etwa
vorhandenen Angeſtelltenausſchuſſe vorzunehmen hat. Jſt ein Ar
beiterausſchuß nicht vorhanden, ſo tritt an ſeine Stelle der Ange
ſtelltenausſcharßz.

Kommt der Arbeiterausſchuß oder Angeſtelltenausſchuß ſeiner
Verpflichtung nicht nach oder iſt ein Arbeiterausſchuß oder Ange
ſtelltenausſchaiß nicht vorhanden ſo iſt das im S 28 Abſ. 2 bezeich-
nete Verfahren einzuſchlagen.

Für die erſte Wahl des Betriebsobmanns hat der Arbeitgeber
den älteſten wahl berechtigten Arbeitnehmer zum Wahlleiter zu be-
ſtellen (8 bs Abſ. 2).

S 103. Solange Bezirkswirtſchaftsräte nicht beſtehen. beſtimmt
die Landeszentralbehörde eine andere Stelle für den Fall des S 93
als Erſatz. Solange Landeswirtſchaftsräte und Reichswirtſchaftsrat
nicht beſtehen, hat für die Fälle des S 94 Satz die Landesregie-
rung. im ührigen die Reichsregierung eine andere, nicht beteiligte
Stehe zu beſtimmen.

8 104. Gleichzeitig mit dem Jnkrafttreten dieſes Geſetzes treten
folgende Aenderungen in Kraft:

J. Die 88 7 bis 14 der Verordnung über Tarifverträge, Ar-
veiter- und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von
Arvbeilsſtreitigkeiten vom 23. Dezember 1918 (Reichs-Ge-
ſetzbl. S. 1456) werden aufgehoben.
a S 19 der zu I genannten Verordnung erhält folgende

aſſung:
Für die Unternehmungen und Verwaltungen des

Reichs und der Länder können Sonderſchlichtungsaus-
ſchüſſe errichtet werden. Die Errichtung erfolgt durch
Verordnung der Reichsregierung für die Reichsverwal
tungen durch ſolche der Landesregierungen für die
Landesverwaltungen.

111. Die s 20 ff. der zu I genannten Verordnung werden
dahin geändert, daß überall an die Stelle der Arbeiter

5 ausſchüſſe und Angeſtelltenausſchüſſe in Betrieben, die
unter S dieſes Geſetzes fallen die Betriebsräte oder nach
Maßgabe der s 6 und 78 die Arbeiterräte oder Angeſtell
tenräte und in Betrieben, die unter S 2 fallen, die Be
triebobleute, ſowie daß an die Stelle der Vertretungen
nach S 12 der Verordnung die nach 88 62, 63 des Geſetzes
treten.
Der S 134 a Abſ. 2 und der S 131b Abſ. 8 der Gewerbe
ordnung werden dahin geändert daß als derjenige, der
die Arbeitsordnung und Nachträge zu derſelben erläßt,
der Arbeitgeber zuſammen mit dem Betriebsrat gilt.
Als Unterſchrift des Betriebsrats gilt diejenige des Vor
SDie 88 134 d und 1834 h der Gewerbeordnung werden auf

hoben.
Faß s 1340 Abſ. 1 der Gewerbeordnung erhält folgende

affung:Die Arbeitsordnung ſowie jeder Nachtrag zu der
7 iſt binnen drei Tagen nach dem Erlaß in zwei
Ausfertigungen der unteren Verwaltungsbehörde ein
ureichen.Der S 18 Satz der Verordnung, betreffend eine vorläufige

Landarbeitsordrung, vom 24. Jannar 1919 (Reichs- Geſetz
blatt S. 111) erhält folgende Faſſung

Jn Betrieben, in denen ein Betriebsrat beſteht, iſt
eine Arbeitsordnung zu erlaſſen und an fichtbarer Stelle
auszuhängen.

Soweit in anderen Geſetzen und Verordnungen und i
Tarifverträgen Arbeiterausſchüſſe und Angeſtelltenaus-
ſchüſſe genannt werden, treten an ihre Stelle in Betrieben.
die unter S 1 dieſes Geſetzes fallen, die Betriebsräte oder
nach Maßgabe der g8 6 und 78 die Arbeiterräte oder An
eſtelltenräte, in Betrieben, die unter S 3 fallen die Be
ijeboblente, ſowie in Betrieben, die unter S 62, 63 fallen

die dort genannten Vertretungen.
s 105. Wenn bis zum 81. Dezember 1920 das in S 72 vorgeſehene

Geſetz über die Betriebsbilanz nicht beſteht, iſt, dem Betriebsrat
eine den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs entſprechende
Bilang und Gewinn und Verluſtrechnung vorzulegen.

g 106. Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.
Gleichzeitig treten die Landesgeſetze über die Betriebsräte außer
Kraft.Mit Vollziehung der erſten Wahl nach Jnkrafttreten dieſes Ge-
ſetzes hören die vorhandenen Betriebsräte, die für Betriebe erichte
ten Arbeiterräte und die Arbeiter und Angeſtelltenausſchüſſe zu

II.

rw.,

VII.

VIII-

beſtehen auf.

Heute abend 7 Uhr verschied nach kurzer schwerer
Krankheit unser verehrter Gemeindevorsteher,

her Hchard Aoventräge,

Alter von 29 Jahren.
Trotz seiner kurzen Amtstaätigkeit hat er es ver-

gtanden, sich das Vertrauen der hiesigen Einwohnerschaft

in vollem Maße zu erwerben.
Wir verlieren in dem Verstorbenen einen äußerst

tüchtigen und befahigten Beamten, dessen Andenken
wir stets in Ehren halten werden.

Bockwitz, den 20. Februar 1920.

Der Cemeindevorstand

und die
*4675

Gemelndevertretung der lundgemeinde Bockwlt?.



Volks Lichtspiele,
Soistetrasse 5.

Der grosce Detektlufm:

Dpdrüieru Kraft
rei

I m Ernst Reiſcher
Stuart Webbs,
Dazu das entzürkende Lustspiel

Lissys Flimmerkur
8 Akte.

u

Germania,
Triftotrasso 22.

Prinzess,
Sehmoeoeretraagoe S.

ünter weusr, voinnheitüüeher S eltn-

Orpheum,
Ab Dienstag, den 24. Februar 1920: W

VFred Horst
in dem Detektivspiel:

je Eidechse.
4 spannende Akte.

M
Gewaltiges Drama in 6 Akten.

Nachtschatten.
Ein Reiseabenteuer in 4 Akten von H. Frodall,

Der luwenbſt übte

mit argaro!s So is her Kanpereäh Sehauepiel ia 4 Aktes
mit Thes Sandec

Frauen, traut denHäangru micht [grer m Wtwenvereln
tat is 3 Aktes.

Hansis Erfolg.
Luetepiel in 9 Akten.

Reizendes Luctepiel in 8 Akten.

We ine früter

Vaan-
vperet neater)

Anfang s Uhr:
Wontuag u. Blenstag:
Schwarzwaldmädel.

Kasse 10-1 u. 4-5

Stadttheater.
den 24. Februar,

ing End e 10 Uhr:haros Hochzeit.
Mittwoch 8570

Minna von Burnhelma.
Kl. Klausstr. 7,3 Könige, Häne d. Harktes.

Bestes Fnmilien-Varieté an PIätze. 8584

ln Emil KReimers!
f' fo J n Heues Programmn Porven: Bauerntrotz. Heruscnka.

III

Woſltätigkeits Konzert
um Begten der Wohlfabnts Elrichtungen der

Synagogengemeinde, Hale, es71

veranstaltet von der Musikal Gesellschastt,
unter Alitwirkung nambafter Künstler,

Kammersinger Emil Fischer, Landestheater,
Altenburg, Konzertsäng Lucie Elze, Halle u. u.
Nittwoch, 25. Febr., abends 7 Uhr,
im gr. Saal des Neumarktscohüſtzenhaus.

Eiutrittskarten à 5 00 Alk. an der Kasss.
Die Saaltürea werden pünktlich 7 Uhr geschlossen.

III
77

Alle Sängerchor Wittendere
M. d. Arb. S. R.

Hänner- und Frauenchor.
Leitung: Chormeister Adolf Rettig.

Donnerstag, 26. Febr. abends P Uhr,
in Balzers Konzert- und Festsäien:
Erster blldungsuhend,

unter Mitwirkung des gesamten
h Wittenberger Konzert-Orchesters

Leitung: Kapelimeister M. Sahukoe.
Alle Gewerkschafts und Parteigenossenwerden zu di es em Abend hötlichst eingeladen. t

m in allen Konsumvereiastilialen,
Eintr reis im Vorverkauf 150 Mk. Abend-kasse 50 P Ern. shung. *4964

Dor Vorsitzende:z W. seheufler.
en

Silenburg.
Dienstag, d. 24. Februar, abds. 7 Vhr,

in der HOuele:

Vorſt.der Vertrauensleute u. Funktionäre ſämt

licher Betriebe Eilenburgs.

Tagesordnung:
Stellungnahme zu den Betriebs -Wahlen.

Jn dieſer Verſammlung muß jeder Betrieb ver-
treten ſein, da die Wahlen bis zum 2. März ein-
geleitet werden müſſen.

*4666 Der Kartelivorstand,

Auch
Täglich 7 Uhr:

kalnaler ladet
Reſientpapa

Vaudev.lle von V. Ralländer

Hauptdarstelier:
als Regi-fritt Ichuhz mentspapa.

Fanny kKöbe. Jogcy Wallis
Tont Grixco, L. Sexinner,
Berth. Roge. A. Kugens.
Vorverkauf i u. 5 6.

2

Silenburg.
Mittwoch, d. 25. Februar, abds. 8 Uhr,

in der Quelle:
Große Fluuen-Verſummlung.

Tagesordnung:
Die Fran im Wirtſchaftskampfe.

Referentin: Frau Kräüger, Halle.
e riren und Mädchen insbeſondere ind zu

dieſer Verſammlung eingeladen.
Die Parteileitung der U. S. P. D.

C

J lelpziger-
Sirusse 86

Fernruf 1224.

in dem Filmsehauspiel
in 4 Akten

Prinzesschen,
Vorlfübr.: 5.10 7.20 9.40

nude 110
Fervrof 5738.

Der T. Teil de
Riesenfilms der „Ufa“

Dle

hoch ter rollen

ichtun.
Lustspiel in 5 Akten.
In der Ilauptrolle:
Kiäry Lotto.

Vortführ.: 4.00 6.10 8.20

Beginn 4 Uhr.

graue Freikarten, sowie die Zt. tür
m von Kriegsanleihe ausgegebenen roten

kern der Welt

Die Woher
er Henschhet

In düer Hauptrolle:

Die Abendvorsteliungen beginnen 815 Uhr.

u eWir machen hierdurch darauf aufmerkaasm, daß z

7 nur noch bis 26. Februar Gültigkeit haben. e

e IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIITI
Zeichnung 7
Freikarten

A ſetallin dustrie.
d Mittwoch, den 25. Februar 1920, abends 6 Ahr,

im Geyp Burgſtraße 27:

der Kr u. e wo
Wortrauensleute und r

Hrn l. el in 2322, El J. W. l e.
Tagesordnung:

Die Berrichsrafswanlern, Vordereltune

d Bel leb8 C.

und Purchtührung derceſpen.
Die Kollegen we rde n erſucht, in Anbetracht der Wichtigkeit der Tagesordnün vo lzählig zu erſcheinen. Alle für die Metallinduſtrie in Frage kom

menden B t iebe mi iſſen durch die Arbeiter- und Angeſtellten-Funktionäre
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An die Mitglieder des T
Seit einigen Wochen r unaufhörlichen Zwecke, eine größere Winſwenns-

n a iſt ſtets für die wirt-
r r Tn o liegt wa anRed des e h di ze erung onalbeſt pr aber die

und Weiſe, wie die Entlaſfungen erfolgen, muß unſern ſchärfſten
roteſt auslöſen. Es handelt ſich ganz offenbar um einen wohl
berlegten Schlag gegen unſere Organiſation. Funktionäre, die

ſeit r e bei Eiſenbahnverwaltung beſchäftigt
werden und g. Zufriedenheit ihrer Vorgeſetzten arbeiteten,
in allen kriti omenten Ruhe und Beſonnenheit an den T
legten, werden rückſichtelos auf das Pflaſter geworfen. Da mu
man denn doch die e aufwerfen: Was bezweckt die Verwaltung

e re r uns, es könne davonede ſtattfindenEtſenbahnerverband 3 igen. Der Miniſter ſeit
r d Befragen geantwortet, d er ohne Amſehen der Perſon der

rrtei- und Gewerkſchaftsrichtung nur die überzöhligen Leute aus
den Werkſtätten entfernen wolle, ebenſo auch ſolche, die ihre Arbeit
vernachläſſigen, oder ihre Mitarbeiter an der Arbeit gehindert
haben. Wenn Mißgriffe vorkommen, ſagte der Miniſter, ſo iſt dies
die Schuld nachgeordneter Stellen

müſſen wir aber doch klipp und klar feſtſtellen:
Die Schli der Werkſtätten erfolgt nach Anhören der Direktionen duri Was Miniſterium. Jſt dann die Schließung der Werk

ſtätten erfolgt. dann bleibt es den einzelnen Werkſtättenämtern
überlaſſen, wahllos Leute auf die Straße zu ſetzen, ganz wie es
einzelnen Vorgeſetzten paßt. Der ſchrankenloſen Willkür iſt damit
Tür und Tor geöffnet. Kaum jemals wurde von Privatarbeit
gebern ſo rigoros verfahren, wie es hier von der Eiſenbahnverwal
tung geſchieht. Es iſt von uns r ausgeſprochen worden,
daß dieſe Aktion ſich lediglich gegen den D. E.V. richte. Dabeimag eine ganz beſtimmte Abſicht zugrunde eng Das Betriebs-

rätegeſes iſt bekanntlich jetzt in Kraft getreten. Die Wahlvor
ſchriften ſind ergangen. Faſt kommen wir ſauf den Gedanken. die
Verwaltung greift deshalb zu dem Mittel der Entlaſſung unſerer
Funktionäre, um bei den bevorſtehenden Wahlen zu den Betriebs-
räten zu verhindern, daß tüchtige Kräfte die Jntereſſen der Arbeiter wahrnehmen. Sollte dieſe unſere Vermutußig richtig ſein,
ſo 2 kein Wort ſcharf genug, um ein ſolches Verhalten zu brand
marken

Wie verkehrt übrigens die Maßnahmen der Verwaltung auch
nach einer anderen Richtung hin ſind, zeigt der Umſternd, daß beider Schließung der Werkſtätten die Arbeiter für 14 Tage entlaſſen
werden und für dieſe Zeit den Lohn erhalten. Das nennt man
dann größere Wirtſchaftlichkeit, wenn dem Staate hohe Koſten auf
erlegt werden, ohne daß auf der anderen Seite entſprechende Werte
für die Volksgeſamtheit geſchaffen werden.

Gegenüber dieſem ganzen Treiben erwächſt der Organiſation die
Verpflichtung, mit den ſchärfften Mitteln den Abwehrkampf auf-
zunehmen. Der Kollege Brunner, Beirat im preußiſchen Mini-ſterium der öffentlichen Arbeiten, hat daraus in volfer Ueberein-
ſtimmung mit dem Verbandsvorſtand ſeine Konſequenzen gezogen
und ſeinen Rücktritt angefkündigt. Weiter iſt beſchloſſen worden,
in den Parlermenten die Angelegenheit zur Sprache zu bringen.
Für die Deutſche Nationalverſammlung wird ſich dazu die Ge-
legenheit bicten, wenn die Erſetzung des jetigen Reichsverkehrs-
miniſters durch den bisherigen preußiſchen Miniſter Oeſer zur
Sproche kommt. Wir wiſſen nicht, ob der lettere etma gerade da-
durch, daß er jest den ſtarken Mann warkfiert, der Reichsleitung
zeigen will, daß er der geeignete Nachfolger für den bisherigen
Miniſter VBel l iſt. Wir ſind jedenfalls der Meinung, daß er dann
ein untaugliches Mittel gewählt hat, denn in einer demokratiſchen
Republik, wie ſie Deutſchland gegenwärtig bildet, iſt es die Pflicht
eines varlamentariſchen Miniſters, mit ſeinen von den Mehrheits-
parteien, die die Regierung bilden, eingeſetzten Beiräten über wich-
tige Maks nahmen zu bergten. Es wird Aufgabe unſerer Parla-
mentarier ſein. ſich deſſen bei vaſſender Gelegenheit zu bedienen.

um Schluß ſei noch geſagt, die wiederholt abgegebene Er-
klärung. des Miniſters, daß er nicht gegen die Gewerkſchaften iſt
und mit ihnen zuſammennrbeiten will, ſteht in Widerſpruch mit
ſeinen Handlungen. Mit rückſichtsloſer Entſchloſſenheit werden
wir deshalb die Intereſſen unſerer Kollegen wahren. MüſſenFunftionäre der Arbeiterbewegung auf dem Pflaſter bleiben, die
als Familienväter arbeitslos werden, nur weil ſie ihre Pflicht ſeit
vielen Jahren in treueſter Weiſe erfüllt haben und mur weil ſie diee der Organiſation vertreten haben. ſo werden wir uns
dagegen nochdrücklichſt zu wehren wiſſen. Das eine ſei hetont, und
die Feſchichtliche Erfahrung hat das bisher gelehrt. Ausnahme-
geſetze gegen eine beſtimmte Gruppe oder Klaſſe im Sitgate haben
noch niemals ihren Zweck erreicht. Die davon Betroffenen ſind
ſtets geſtärkt aus den Kämpfen hervorgegangen. Das wird auch
hier der Fall ſein. Früher oder ſpäter wird ſich zeigen. daß der
D. E-V. in ungebrochener Stärke die Jntereſſenvertretung der
deutſchen Eiſenbahner iſt.

der Verbandsvorſtand
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